
Kapitel 9aKapitel 9a

Rechtsfolgen bei illegaler BeschäftigungRechtsfolgen bei illegaler Beschäftigung

§ 98a Vergütung§ 98a Vergütung

(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Ausländer, den er ohne die nach § 284(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Ausländer, den er ohne die nach § 284

Absatz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch erforderliche Genehmigung oderAbsatz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch erforderliche Genehmigung oder

ohne die nach § 4a Absatz 5 erforderliche Berechtigung zur Erwerbstätigkeitohne die nach § 4a Absatz 5 erforderliche Berechtigung zur Erwerbstätigkeit

beschäftigt hat, die vereinbarte Vergütung zu zahlen. Für die Vergütung wirdbeschäftigt hat, die vereinbarte Vergütung zu zahlen. Für die Vergütung wird

vermutet, dass der Arbeitgeber den Ausländer drei Monate beschäftigt hat.vermutet, dass der Arbeitgeber den Ausländer drei Monate beschäftigt hat.

(2) Als vereinbarte Vergütung ist die übliche Vergütung anzusehen, es sei denn,(2) Als vereinbarte Vergütung ist die übliche Vergütung anzusehen, es sei denn,

der Arbeitgeber hat mit dem Ausländer zulässigerweise eine geringere oder eineder Arbeitgeber hat mit dem Ausländer zulässigerweise eine geringere oder eine

höhere Vergütung vereinbart.höhere Vergütung vereinbart.

(3) Ein Unternehmer, der einen anderen Unternehmer mit der Erbringung von Werk-(3) Ein Unternehmer, der einen anderen Unternehmer mit der Erbringung von Werk-

oder Dienstleistungen beauftragt, haftet für die Erfüllung der Verpflichtung diesesoder Dienstleistungen beauftragt, haftet für die Erfüllung der Verpflichtung dieses

Unternehmers nach Absatz 1 wie ein Bürge, der auf die Einrede der VorausklageUnternehmers nach Absatz 1 wie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage

verzichtet hat.verzichtet hat.

(4) Für den Generalunternehmer und alle zwischengeschalteten Unternehmer ohne(4) Für den Generalunternehmer und alle zwischengeschalteten Unternehmer ohne

unmittelbare vertragliche Beziehung zu dem Arbeitgeber gilt Absatz 3unmittelbare vertragliche Beziehung zu dem Arbeitgeber gilt Absatz 3

entsprechend, es sei denn, dem Generalunternehmer oder dementsprechend, es sei denn, dem Generalunternehmer oder dem

zwischengeschalteten Unternehmer war nicht bekannt, dass der Arbeitgeberzwischengeschalteten Unternehmer war nicht bekannt, dass der Arbeitgeber

Ausländer ohne die nach § 284 Absatz 1 des Dritten Buches SozialgesetzbuchAusländer ohne die nach § 284 Absatz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch

erforderliche Genehmigung oder ohne die nach § 4a Absatz 5 erforderlicheerforderliche Genehmigung oder ohne die nach § 4a Absatz 5 erforderliche

Berechtigung zur Erwerbstätigkeit beschäftigt hat.Berechtigung zur Erwerbstätigkeit beschäftigt hat.

(5) Die Haftung nach den Absätzen 3 und 4 entfällt, wenn der Unternehmer(5) Die Haftung nach den Absätzen 3 und 4 entfällt, wenn der Unternehmer

nachweist, dass er auf Grund sorgfältiger Prüfung davon ausgehen konnte, dassnachweist, dass er auf Grund sorgfältiger Prüfung davon ausgehen konnte, dass

der Arbeitgeber keine Ausländer ohne die nach § 284 Absatz 1 des Dritten Buchesder Arbeitgeber keine Ausländer ohne die nach § 284 Absatz 1 des Dritten Buches

Sozialgesetzbuch erforderliche Genehmigung oder ohne die nach § 4a Absatz 5Sozialgesetzbuch erforderliche Genehmigung oder ohne die nach § 4a Absatz 5

erforderliche Berechtigung zur Erwerbstätigkeit beschäftigt hat.erforderliche Berechtigung zur Erwerbstätigkeit beschäftigt hat.

(6) Ein Ausländer, der im Geltungsbereich dieses Gesetzes ohne die nach § 284(6) Ein Ausländer, der im Geltungsbereich dieses Gesetzes ohne die nach § 284

Absatz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch erforderliche Genehmigung oderAbsatz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch erforderliche Genehmigung oder

ohne die nach § 4a Absatz 5 erforderliche Berechtigung zur Erwerbstätigkeitohne die nach § 4a Absatz 5 erforderliche Berechtigung zur Erwerbstätigkeit

beschäftigt worden ist, kann Klage auf Erfüllung der Zahlungsverpflichtungen nachbeschäftigt worden ist, kann Klage auf Erfüllung der Zahlungsverpflichtungen nach

Absatz 3 und 4 auch vor einem deutschen Gericht für Arbeitssachen erheben.Absatz 3 und 4 auch vor einem deutschen Gericht für Arbeitssachen erheben.

(7) Die Vorschriften des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes bleiben unberührt.(7) Die Vorschriften des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes bleiben unberührt.



§ 98b Ausschluss von Subventionen§ 98b Ausschluss von Subventionen

(1) Die zuständige Behörde kann Anträge auf Subventionen im Sinne des § 264 des(1) Die zuständige Behörde kann Anträge auf Subventionen im Sinne des § 264 des

Strafgesetzbuches ganz oder teilweise ablehnen, wenn der Antragsteller oderStrafgesetzbuches ganz oder teilweise ablehnen, wenn der Antragsteller oder

dessen nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigterdessen nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigter

1. nach § 404 Absatz 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch mit einer1. nach § 404 Absatz 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch mit einer

Geldbuße von wenigstens Zweitausendfünfhundert Euro rechtskräftig belegtGeldbuße von wenigstens Zweitausendfünfhundert Euro rechtskräftig belegt

worden ist oderworden ist oder

2. nach den §§ 10, 10a oder 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes zu einer2. nach den §§ 10, 10a oder 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes zu einer

Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90

Tagessätzen rechtskräftig verurteilt worden ist.Tagessätzen rechtskräftig verurteilt worden ist.

Ablehnungen nach Satz 1 können je nach Schwere des der Geldbuße oder derAblehnungen nach Satz 1 können je nach Schwere des der Geldbuße oder der

Freiheits- oder der Geldstrafe zugrunde liegenden Verstoßes in einem Zeitraum vonFreiheits- oder der Geldstrafe zugrunde liegenden Verstoßes in einem Zeitraum von

bis zu fünf Jahren ab Rechtskraft der Geldbuße, der Freiheits- oder der Geldstrafebis zu fünf Jahren ab Rechtskraft der Geldbuße, der Freiheits- oder der Geldstrafe

erfolgen.erfolgen.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn

1. auf die beantragte Subvention ein Rechtsanspruch besteht,1. auf die beantragte Subvention ein Rechtsanspruch besteht,

2. der Antragsteller eine natürliche Person ist und die Beschäftigung, durch die der2. der Antragsteller eine natürliche Person ist und die Beschäftigung, durch die der

Verstoß nach Absatz 1 Satz 1 begangen wurde, seinen privaten Zwecken diente,Verstoß nach Absatz 1 Satz 1 begangen wurde, seinen privaten Zwecken diente,

oderoder

3. der Verstoß nach Absatz 1 Satz 1 darin bestand, dass ein Unionsbürger3. der Verstoß nach Absatz 1 Satz 1 darin bestand, dass ein Unionsbürger

rechtswidrig beschäftigt wurde.rechtswidrig beschäftigt wurde.

§ 98c Ausschluss von der Vergabe öffentlicher Aufträge§ 98c Ausschluss von der Vergabe öffentlicher Aufträge

(1) Öffentliche Auftraggeber nach § 99 des Gesetzes gegen(1) Öffentliche Auftraggeber nach § 99 des Gesetzes gegen

Wettbewerbsbeschränkungen können einen Bewerber oder einen Bieter vomWettbewerbsbeschränkungen können einen Bewerber oder einen Bieter vom

Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag ausschließen, wennWettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag ausschließen, wenn

dieser oder dessen nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigterdieser oder dessen nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigter

1. nach § 404 Absatz 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch mit einer1. nach § 404 Absatz 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch mit einer

Geldbuße von wenigstens Zweitausendfünfhundert Euro rechtskräftig belegtGeldbuße von wenigstens Zweitausendfünfhundert Euro rechtskräftig belegt

worden ist oderworden ist oder

2. nach den §§ 10, 10a oder 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes zu einer2. nach den §§ 10, 10a oder 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes zu einer

Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90

Tagessätzen rechtskräftig verurteilt worden ist.Tagessätzen rechtskräftig verurteilt worden ist.

Ausschlüsse nach Satz 1 können bis zur nachgewiesenen Wiederherstellung derAusschlüsse nach Satz 1 können bis zur nachgewiesenen Wiederherstellung der



Zuverlässigkeit, je nach Schwere des der Geldbuße, der Freiheits- oder derZuverlässigkeit, je nach Schwere des der Geldbuße, der Freiheits- oder der

Geldstrafe zugrunde liegenden Verstoßes in einem Zeitraum von bis zu fünf JahrenGeldstrafe zugrunde liegenden Verstoßes in einem Zeitraum von bis zu fünf Jahren

ab Rechtskraft der Geldbuße, der Freiheits- oder der Geldstrafe erfolgen.ab Rechtskraft der Geldbuße, der Freiheits- oder der Geldstrafe erfolgen.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Verstoß nach Absatz 1 Satz 1 darin bestand, dass(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Verstoß nach Absatz 1 Satz 1 darin bestand, dass

ein Unionsbürger rechtswidrig beschäftigt wurde.ein Unionsbürger rechtswidrig beschäftigt wurde.

(3) Macht ein öffentlicher Auftraggeber von der Möglichkeit nach Absatz 1(3) Macht ein öffentlicher Auftraggeber von der Möglichkeit nach Absatz 1

Gebrauch, gilt § 21 Absatz 2 bis 5 des Arbeitnehmer-EntsendegesetzesGebrauch, gilt § 21 Absatz 2 bis 5 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes

entsprechend.entsprechend.


